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Dr. Helga Seel
Ehemalige Vorsitzende der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter 
und Hauptfürsorgestellen (BIH) 

Für viele Jugendliche mit und ohne 
Behinderung beginnt mit dem Ende des 

Schuljahres der „Ernst des Lebens“. Jedem von 
ihnen ist zu wünschen, dass er oder sie den für 
sich geeigneten Weg ins Berufsleben gehen kann. 
Vielen jungen Menschen mit Behinderung bietet 

die theoriereduzierte Ausbildung zum 
„Fachpraktiker“ genau diese Chance,  
wie ein Beitrag in diesem Heft zeigt. 
Wünschenswert ist, dass dafür die 

Möglichkeiten des Berufsbildungsgesetzes und 
der Handwerksordnung noch viel stärker genutzt 
werden. Die beschriebenen Beispiele machen 
auch deutlich, welche Leistungen des Integra
tionsamtes unterstützend hinzukommen können 
und wie hilfreich sie wirken. Um die finanziellen 
Leistungen der Integrationsämter insgesamt 
bekannter zu machen, beginnen wir in dieser 
ZB-Ausgabe die Serie „Das 1x1 der Förderung“. 

Wegweisende Urteile zu ganz verschiedenen 
Aufgabenbereichen des betrieblichen Integrati
onsteams haben wir in der beiliegenden ZB info 
für Sie zusammengefasst.

Mit diesem Editorial möchte ich mich von den 
Leserinnen und Lesern der ZB verabschieden. 
Nach mehr als 20 Jahren im Dienst der Aufgaben 
des Integrationsamtes des Landschaftsverbandes 
Rheinland und auch der BIH – zuletzt für einein-
halb Jahre als Vorsitzende –  wende ich mich als 
Geschäftsführerin der Bundesarbeitsgemein
schaft für Rehabilitation (BAR) in Frankfurt einer 
neuen beruflichen Herausforderung zu. Vieles 
von dem, was ich im Laufe meiner bisherigen 
Tätigkeit gelernt und erfahren habe, werde ich  
in mein neues Aufgabenfeld mitnehmen und  
im Sinne der behinderten Menschen und ihrer 
Arbeitgeber weiterverfolgen. Die Nähe zu 
Betrieben, zu Arbeitgebern, Arbeitgeberbeauf
tragten, Schwerbehindertenvertretungen wird 
mir weiterhin wichtig sein. Deshalb würde ich 
mich  freuen, wenn meine guten Kontakte zu  
vielen von Ihnen nicht abreißen. Ich wünsche 
Ihnen allen weiterhin viel Erfolg bei Ihren  
wichtigen Aufgaben im Rahmen der Teilhabe 
behinderter Menschen am Arbeitsleben.

Abschied vom 
Integrationsamt: 

Dr. Helga Seel
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Assistenzrobotik und andere Neuheiten Zukunft gestalten
Rund 800 Aussteller geben bei der REHA-
CARE 2012 einen Überblick über Neu-
heiten und Weiterentwicklungen im 
Markt für Rehabilitation und Pflege.  
Neben dem Kernangebot mit Mobilitäts- 
und Alltagshilfen, Hilfsmitteln für die 
Pflege, Kommunikationstechnik, Ideen 
für Wohnen, Freizeit und Sport bietet die 

Fachmesse wieder turnusmäßig eine große Vielfalt an behin-
dertengerechten Automobilen und widmet sich neuen zu-
kunftsweisenden Themen. Zum Beispiel dem spannenden 
Markt der Assistenzrobotik. Im Themenpark „Behinderte 
Menschen und Beruf“ können sich Besucher unter anderem 
über aktuelle Berufsbilder und Gesundheit im Arbeitsleben 
informieren sowie Kontakte zu Experten knüpfen. 	  
Die REHACARE findet vom 10. bis 13. Oktober 2012 auf dem 
Düsseldorfer Messegelände statt. Mehr Informationen im 
Internet unter www.rehacare.de

Unter dem Motto der ConSozial 2012 
„Menschen gestalten Zukunft – in-
klusiv und selbstbestimmt“ formu-
lieren unter anderem die Politikwis-
senschaftlerin Gesine Schwan und 
der ehemalige Verfassungsrichter 
Udo Di Fabio ihre Ausblicke für soziale Dienste im gesell-
schaftlichen Wandel. Neu im Konzept der Leitmesse für die 
Sozialbranche ist „ConSozial extra“: Über Kunst, Kultur und 
Kommunikation – zwischen Verstand und Sinnen, zwischen 
Messe und Kongress sollen laut Veranstalter neue Zugänge 
zu den Themen der Branche eröffnet werden. Auf der ConSo-
zial präsentieren mehr als 250 Aussteller Dienstleistungen 
und Produkte rund um Management und Organisation sozi-
aler Arbeit und Pflege.	  
Die ConSozial findet vom 7. bis 8. November 2012 im Messe-
zentrum in Nürnberg statt. Mehr Informationen im Internet: 
www.consozial.de

MTU-Fortbildung: Bewerberinnen gesucht
Discovering hands® nutzt den ausgeprägten Tastsinn blinder 
Menschen zur Verbesserung der Brustkrebsfrüherkennung. 
Durch ein speziell entwickeltes Tastverfahren können Medi-
zinische Tastuntersucherinnen (MTU) frühzeitig kleinste Brust-
veränderungen feststellen.
Derzeit sind MTU bundesweit in 17 Praxen und Kliniken als 
ärztliche Hilfskraft tätig. Für die Fortbildung zur MTU werden 
aktuell blinde und sehbehinderte Kandidatinnen aus dem 
ganzen Bundesgebiet gesucht. Angeboten wird die neunmo-
natige Qualifizierung von den Berufsförderungswerken in 
Düren, Halle an der Saale und Mainz sowie vom Berufsbil-
dungszentrum für Blinde und Sehbehinderte in Nürnberg in 
Kooperation mit Frauenärzten. 
Mehr Informationen über die MTU-Fortbildung gibt es im 
Internet unter www.discovering-hands.de 

Neu erschienen +++ Neu erschienen +++ 

Vor allem kleinere und mittel-
ständische Unternehmen und  
ihre Führungskräfte brauchen 
handhabbare Lösungen für  
ihren betrieblichen Alltag, um 
psychisch bedingte Erkrankun
gen und Ausfallzeiten zu ver-
meiden. Hier bietet der Sam-
melordner „Kein Stress mit dem 
Stress“ konkrete Praxishilfen, 
ergänzt durch bewährte Lö-
sungsbeispiele aus Unterneh-

men. Unter zehn Schlagworten – von Burnout über Arbeits-
verdichtung bis hin zu Work-Life-Balance – beinhaltet er 200 
konkrete Tipps und Lösungsansätze, wie die psychische Ge-
sundheit von Beschäftigten in Unternehmen durch einen 
gesundheitsgerechten Führungsstil gefördert werden kann.
BKK Bundesverband (Hrsg.): Kein Stress mit dem Stress. 160 
Seiten, Juni 2012. Online-Bestellung und Download im Inter-
net unter www.psyga-transfer.de/medien/

Kein Stress mit dem Stress
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Quelle: DGUV 115 0512

Arbeits- und Wegeunfälle in Deutschland
Gewerbliche Wirtschaft und Öffentlicher Dienst*

*2011 vorläufig
2006 2007 2008 2009 2006 2007 2008 2009

948,5 959,7 971,6
886,1

191,2 167,1 176,6 178,6

711
619

572

456

535
503

458
362

Meldepflichtige Arbeitsunfälle in Tsd.

... Wegeunfälle in Tsd.

Tödliche  Arbeitsunfälle, Anzahl

... Wegeunfälle, Anzahl

519

367

954,5

224,0

2010 20102011 2011

188,0

934,4

489

389

Berufseinstiegsbegleiter können auch in den kommenden bei-
den Schuljahren an den bereits etablierten Modellschulen wie-
der Jugendliche begleiten. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales übernimmt die Ko-Finanzierung für die in den 
Schuljahren 2012/2013 und 2013/ 2014 startenden Jugendlichen. 
Zum Hintergrund: Die Berufseinstiegsbegleitung ist ein An-
gebot der Bundesagentur für Arbeit zur Unterstützung beim 
Übergang von der Schule in den Beruf. Jugendliche an Haupt- 
und Förderschulen, denen der Schulabschluss und der Ein-
stieg in eine Berufsausbildung schwer fallen, werden frühzei-
tig durch sogenannte Berufseinstiegsbegleiter unterstützt. 
Diese helfen den Jugendlichen bei der Berufswahl und beim 
Erlangen der Ausbildungsreife.
Mehr Informationen im Internet unter www.bmas.de > Aus- 
und Weiterbildung

Im Zuge der Bund-Län-
der-Verhandlungen zum 
Fiskalpakt im Juni 2012 
wurde eine Kostenbetei
ligung des Bundes an der 
Eingliederungshilfe ver-
einbart. Der Beauftragte 
der Bundesregierung für 
die Belange behinderter 
Menschen, Hubert Hüppe, 
begrüßte, dass das Thema 
Eingliederungshilfe wie-
der aufgegriffen worden 
sei: „Dabei darf aber nicht 
der Schwerpunkt auf die 
Frage der Kostenverschie
bungen zwischen Bund und Kommunen gelegt werden.“  
Es müsse die Frage in den Mittelpunkt gestellt werden, wie 
die Eingliederungshilfe im Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention in ein Bundesleistungsgesetz überführt werden 
soll, so der Behindertenbeauftragte. 
Mehr Informationen im Internet unter www.behindertenbe-
auftragter.de

Berufseinstiegsbegleitung

Eingliederungshilfe

Die Leichte Sprache ist  
eine besonders gut ver-
ständliche sprachliche 
Ausdrucksweise. Sie  
erleichtert vor allem 
Menschen mit geringen 

sprachlichen Fähigkeiten, 
etwa bei einer geistigen 

Behinderung, das Verständ-
nis von Texten. Leichte Sprache 

dient damit der Barrierefreiheit. 
Die Barrierefreie-Informations-

technik-Verordnung (BITV 2.0) 
fordert in diesem Sinne: „Für 
jegliche Inhalte ist die klarste 
und einfachste Sprache zu 
verwenden, die angemessen  

ist.“ Das Netzwerk Leichte  
Sprache hat „Regeln“ für die Umsetzung 
entwickelt und in einem Wörterbuch 
herausgegeben. Empfohlen werden zum 
Beispiel kurze Sätze, Verzicht auf Fachbe-
griffe, Einsatz von Bildern und Symbolen. 
Mehr dazu findet man im Internet unter  
www.leichtesprache.org. 

Was ist eigentlich …
… Leichte Sprache?

Nach vorläufigen Berechnungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallver
sicherung (DGUV) haben sich 2011 weniger meldepflichtige Unfälle im Zusam-
menhang mit der Arbeit ereignet als 2010. Besonders deutlich – um 16 Prozent 
– sank demnach die Zahl der Wegeunfälle. Allerdings nahm die Zahl der Todes-
fälle auf dem Arbeitsweg um sechs Prozent zu. Bei der unmittelbaren Arbeit 
dagegen ist die Zahl der Todesfälle gesunken, und zwar erheblich deutlicher als 
die Zahl der Unfälle.
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„Ich hatte noch nie einen Lehr-
ling, der so begeisterungsfähig 
war wie Max.“ Nach einem 
Praktikum war Bäckermeister 
Raimund Lipp bereit, Max als 
Auszubildenden aufzunehmen. 
Maximilian Krumbach kam mit 
Down-Syndrom auf die Welt. 
Trotz seines Handicaps hatte er 
von klein auf immer nur einen 
Berufswunsch: „Bäcker, sonst 
nichts!“ Im Familienbetrieb von 
Raimund Lipp hat er jetzt die 
Chance, sein Ziel zu erreichen*.
 

Weniger Theorie, mehr Praxis
Mit der Handwerkskammer Aachen 
wurde eine besondere Ausbildungs-
regelung für behinderte Menschen 
(siehe Info) vereinbart. Manfred Heu-
berg – Integrationsberater bei der 
Handwerkskammer im Auftrag des 
LVR-Integrationsamtes – half dabei: 

Max und Lena sind stark motiviert für ihre Ausbildung. Ihre praktischen Aufgaben im Betrieb 
packen sie engagiert an. Die Fachtheorie in der Berufsschule aber ist eine hohe Barriere. Für 
junge Menschen mit Handicap beim Lernen gibt es die Möglichkeit, das Komplizierte einfacher 
zu machen, damit die Ausbildung für sie und ihren Betrieb zum Erfolg werden kann.

Besondere Ausbildungsregelungen für behinderte Menschen

Ausbildung ist machbar

„Eine klassische Berufsausbildung 
hätte Maximilian Krumbach wegen 
seiner Behinderung überfordert. 
Deshalb wird er als Bäckerwerker 
ausgebildet.“ Das ist eine verein-
fachte Form der Bäckerausbildung, 
bei der das Hauptgewicht auf dem 
Praktischen und dem Zuarbeiten liegt.

Auch Lena Meyer** hatte nach 
dem Besuch einer Förderschule 
für Lernbehinderte und einem 
berufsvorbereitenden Lehrgang 
den starken Wunsch nach einer 
betrieblichen Ausbildung. Lena 
ist Köchin mit Leib und Seele. 
Der Beruf entspricht ganz ihrem 
Geschmack. Der Integrations-
fachdienst (IFD) vor Ort über-
nahm das Job-Coaching: Den 
Berufswunsch abklären, pas-
sende Betriebe finden, ein Prak-
tikum vereinbaren, den Einstieg 
begleiten und auch während 
der Ausbildung beim Lernen ei-

ne Stütze sein. Mit vereinten Kräften 
fand sich ein Praktikum bei dem 
Eventkoch Tom Scheffler**: „Lena wird 
im September bei uns mit ihrer Aus-
bildung beginnen. Im Praktikum hat 
sie mich überzeugt. Ihre große Ein-
satzbereitschaft und ihre herzliche 
Art sind für unser Team ein Gewinn.“ 
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Bäckerwerker Maximilian Krumbach (vorne)



Besondere Ausbildungsregelungen für  
behinderte Menschen 

Die betriebliche Berufsausbildung in 
Deutschland erfolgt nach dem Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) und der Handwerksord-
nung (HwO) in anerkannten Ausbildungs-
berufen nach bundeseinheitlichen Aus
bildungsordnungen (§ 4 BBiG/§ 25 HwO).

Wenn wegen Art und Schwere der  
Behinderung die Ausbildung in einem  
anerkannten Ausbildungsberuf nicht in  
Betracht kommt, können mit der  
zuständigen Stelle (Kammer) besondere 
Ausbildungsregelungen (nach § 66BBiG/ 
§ 42m HwO) vereinbart werden, die sich  
an den Empfehlungen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung (BIBB) orientieren. Diese  
besonderen Ausbildungsregelungen sind 
vor allem am Bedarf lernbehinderter Men-
schen ausgerichtet, deren Lernen meist 
lang andauernd beeinträchtigt ist. Die  
Regelungen werden aus den Inhalten  
anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt. 
Ihr Gewicht liegt auf den praktischen  
Fähigkeiten bei gleichzeitig reduzierten 
theoretischen Anforderungen. Beim Antrag 
auf eine besondere Ausbildungsregelung 
ist eine konkrete Ausbildungsmöglichkeit 
nachzuweisen.

Um die Vielzahl der Einzelregelungen der 
Kammern und die unterschiedlichen  
Bezeichnungen (z.B. Werker, Fachwerker, 
Bearbeiter, Fachkraft, Facharbeiter etc.) ein-
heitlicher und vergleichbarer zu gestalten, 
hat das BIBB Ende 2010 eine neue Rahmen
regelung und seither bereits Muster
regelungen für sieben Berufe vorgelegt:

Fachpraktiker/Fachpraktikerin …
•	 für Bürokommunikation
•	 Hauswirtschaft
•	 für Holzverarbeitung
•	 Küche (Beikoch/Beiköchin)
•	 für Metallbau
•	 im Verkauf
•	 für Zerspanungsmechanik

Für diese Musterregelungen wird in der 
Berufsbezeichnung einheitlich die Bezeich-
nung Fachpraktiker verwendet. Musterrege
lungen für weitere Berufe sollen folgen.

7

Bei einer Ausbildung zur Köchin wer-
den allerdings auch hohe fachtheo-
retische Anforderungen in Mathe-
matik und Chemie gestellt. In den 
Prüfungen hätte Lena hier kaum eine 
Chance. Deshalb lernt sie – wie Maxi-
milian Krumbach – ihren Beruf nach 
einer besonderen Ausbildungsrege-
lung, für die jetzt vom Bundesinsti-
tut für Berufsbildung (BIBB) eine 
Musterregelung entwickelt wurde 
(siehe Info): „Fachpraktikerin Küche 
(Beiköchin)“ steht in ihrem Ausbil-
dungsvertrag, den sie bereits unter-
schrieben hat. Die Ausbildung orien-
tiert sich zwar am Berufsbild der Kö-
che, die theoretischen Anforderun-
gen sind jedoch reduziert. Das 
Gewicht liegt auf der Unterstützung 
der Köche und Köchinnen: zum Bei-
spiel Salate, Vorspeisen und Menü-
komponenten vorbereiten, aufräu-
men und spülen. Eventkoch Tom 
Scheffler: „Wir brauchen in unserem 
Betrieb nicht nur Starköche, sondern 
auch ganz handfeste Hilfe.“

Investition in den Betrieb …
Betriebe haben durch diese Form der 
Ausbildung die Möglichkeit, engagier-
te junge Menschen speziell für prak-
tische Aufgaben des Betriebs zu quali-

Thema
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fizieren und als motivierte Fachkräfte 
an sich zu binden. Sie bieten behin-
derten jungen Menschen eine beruf-
liche Zukunft durch Qualifizierung 
und können für die Ausbildung wei-
tere Leistungen in Anspruch nehmen. 
Beim angehenden Bäckerwerker Ma-
ximilian Krumbach zum Beispiel 
übernimmt die Arbeitsagentur die 
Ausbildungsvergütung. Das LVR-Inte-
grationsamt in Köln gab für die Schaf-
fung des Ausbildungsplatzes einen 
Zuschuss zu den Investitionskosten. 
Die Bäckerei kaufte eine Brötchen-
Schnittmaschine, die Maximilian 
Krumbach inzwischen routiniert be-
dient. Jeden Tag werden hier 2.000 
Teigrohlinge geformt und geschnit-
ten. Die Ausbildung geht gut voran.

… und in die Zukunft junger 
Menschen
Unsere Beispiele zeigen: Besondere 
Ausbildungsregelungen können für 
junge Menschen mit kognitiven Behin-
derungen eine Chance sein. Wenn die 
fachtheoretischen Anforderungen der 
regulären Ausbildung nicht zu schaffen 
sind, bieten sie die Perspektive einer 
abgeschlossenen Berufsausbildung. 
Und das ist allemal besser als ein An-
lernjob. ■   	          *Quelle: ZB 3_2011
**Namen von der Redaktion geändert

Rechtliche Grundlagen



Urteilen und in einem weiteren Ur-
teil vom 10.12.2009 – 2 AZR 400/08 
(br 2010, S. 102) – entschieden, dass 
sich die Darlegungs- und Beweislast 
in einem Kündigungsschutzverfah-
ren für den Arbeitgeber nachteilig 
verändert, wenn er zuvor kein ord-
nungsgemäßes BEM durchgeführt 
hat oder wenn nicht feststeht, dass 
ein BEM kein positives Ergebnis hätte 
erbringen können.

	� Wie sieht die Darlegungs- und Be
weislast denn aus? 

Normalerweise kann ein Arbeitgeber 
bei höheren Fehlzeiten im Kündigungs
schutzprozess pauschal behaupten, 
dass in seinem Betrieb keine leidens-
gerechten Weiterbeschäftigungs-
möglichkeiten vorhanden sind. Dann 
muss der Arbeitnehmer dem Gericht 
vortragen und beweisen, dass diese 
doch bestehen. Anders bei einem 
fehlenden BEM: Nun ist der Arbeitge-
ber darlegungs- und beweispflichtig, 
dass keine Weiterbeschäftigungs-
möglichkeiten bestehen, zum Bei-
spiel durch eine Umsetzung des Ar-
beitnehmers auf einen anderen Ar-
beitsplatz. Er muss das Gericht davon 
überzeugen, dass er alles ausge-
schöpft hat und zum Beispiel auch 
eine Änderung des Tätigkeitsprofils, 
welches Rücksicht auf die Behinde-
rung nimmt, keine Weiterbeschäfti-
gung ermöglicht. So sieht es das BAG 
auch in einem weiteren Urteil zu 
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Das Bundesarbeitsgericht hat inzwischen viele Fragen zum Betrieblichen Eingliederungs
management (BEM), die der Gesetzgeber offen ließ, geklärt. Ein Überblick über die 
aktuelle Rechtsprechung.

Mit dem „Gesetz zur Förderung der 
Ausbildung und Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen“ wur-
de im Jahr 2004 das „Betriebliche Ein-
gliederungsmanagement“ als neues 
Instrument in Paragraf 84 Absatz 2 
Sozialgesetzbuch IX eingeführt. Die 
bisherige Präventionsregelung in Ab-
satz 1 dieser Vorschrift wurde damit 
für diejenigen Fälle weiter ausgebaut, 
in denen geklärt werden soll, wie Mit-
arbeiter mit höheren Fehlzeiten mög-
lichst schnell wieder an ihren Arbeits-
platz zurückkehren und weitere Ar-
beitsunfähigkeit verhindert werden 
kann. Die naturgemäß allgemein for-
mulierte gesetzliche Regelung wurde 
durch die aktuelle Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) 
mehrfach konkretisiert. Rechtliche 
Zweifelsfragen aus der Anfangszeit 
sind inzwischen geklärt. Die wich-
tigsten Aussagen des BAG haben wir 
hier für Sie zusammengefasst.

Für wen gilt das BEM?

Seit dem Urteil des BAG vom 12.7. 2007 
– 2 AZR 716/06 (Behindertenrecht = br 
2008, S. 77) – ist geklärt, dass der Ar-
beitgeber auch bei nicht schwerbe-
hinderten oder nicht gleichgestellten 
Beschäftigten ein BEM durchführen 
muss. Noch nicht entschieden hat das 
BAG aber, ob die sechswöchige Krank-
heitszeit, die auch unterbrochen sein 
kann, auf derselben Krankheitsursa-
che beruhen muss.

�Ist eine Kündigung nur nach Durch-
führung eines BEM möglich? 

Nein, die ordnungsgemäße Durch-
führung eines BEM ist keine Voraus-
setzung für eine krankheitsbedingte 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses. 
Das hat das BAG in seinem oben ge-
nannten Urteil und dem weiteren 
vom 28.6.2007 – 6 AZR 750/06 (br 
2008, S. 82) entschieden. Das Bundes-
verwaltungsgericht kam übrigens 
für den Sonderkündigungsschutz 
nach dem Sozialgesetzbuch IX zum 
gleichen Ergebnis. Das BAG versteht 
das BEM als „Konkretisierung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes“ 
für eine Kündigung. Was bedeutet 
das? Das Gericht nimmt damit Bezug 
auf die allgemeinen Voraussetzun
gen für eine Kündigung nach dem 
Kündigungsschutzgesetz. Dieses fin-
det aber nur bei Arbeitgebern mit 
über fünf Arbeitnehmern Anwen-
dung. Das bedeutet, dass ein fehlen
des BEM bei kleinen Arbeitgebern 
mit fünf oder weniger Beschäftigten 
ohne Folgen bleibt.	
 
	� Welche Folgen hat dann die feh-

lende Durchführung des BEM für 
größere Arbeitgeber? 

Solche Arbeitgeber haben im Kündi-
gungsverfahren durchaus Nachteile, 
wenn sie kein ordnungsgemäßes 
BEM durchgeführt haben. Das BAG 
hat nämlich in den beiden genannten 

Betriebliches Eingliederungsmanagement 

Antworten auf Zweifelsfragen 

ZB 3_2012

?

??

?

?
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diesen Fragen vom 24.3.2011 – 2 AZR 
88/09. Hat der Arbeitgeber dagegen 
ein ordnungsgemäßes BEM mit ne-
gativem Ergebnis durchgeführt, wird 
er bei einem Kündigungsverfahren 
einen leichteren Stand haben. Er hat 
in diesem Fall ja seine Verpflichtung 
rechtzeitig und vollständig erfüllt. 
Auch beim Integrationsamt wird 
dann ein Kündigungsverfahren nach 
dem Sozialgesetzbuch IX schneller 
ablaufen. 

�Und wenn der Arbeitnehmer selbst 
einem BEM gar nicht zustimmt? 

Die Initiative für ein BEM liegt beim 
Arbeitgeber. Er muss den Arbeitneh-
mer vor Beginn eines BEM über des-
sen Ziele und das vorgesehene Ver-
fahren umfassend informieren. Der 
Arbeitnehmer kann sich allerdings 
gegen die Durchführung eines BEM 
entscheiden. In diesem Fall, sagt das 
BAG in seinem Urteil vom 24.3.2011, 
ist das Fehlen des BEM „kündigungs-
neutral“. Das heißt, die ursprüngliche 
Verteilung der Darlegungs- und Be-
weislast ist wiederhergestellt. Der 
Arbeitgeber kann also wieder pau-
schal vortragen, dass er keine leidens
gerechte Weiterbeschäftigung sieht. 
Die Ablehnung des BEM durch den 
Arbeitnehmer geht also zu dessen 
Lasten.

�	� Was gehört zu einem ordnungs-
gemäß durchgeführten BEM? 

In seinem Urteil vom 10.12.2009 – 2 
AZR 198/09 – hat das BAG beschrie-
ben, was ein ordnungsgemäßes BEM 
beinhalten muss. Es hat zunächst 
ausgeführt, dass die Möglichkeiten 
zur Gestaltung eines BEM sehr weit 

sind und nicht durch ein Übermaß  
an Verfahrensanforderungen einge-
schränkt werden dürfen. Das Verfah-
ren soll ergebnisoffen sein und indi-
viduelle wie auch kreative Lösungen 
ermöglichen. Als Mindestanforde-
rung an ein BEM hat das BAG deshalb 
nur genannt:
•	� Die im Gesetz in Paragraf 84 Ab-

satz 2 Sozialgesetzbuch IX ge-
nannten Ämter, Stellen und Per-
sonen sind zu informieren und 
einzubeziehen. 

•	� Die von den Teilnehmern einge-
brachten Vorschläge sollen „sach-
lich erörtert“ werden.

•	� Der Arbeitgeber soll sich den „ver-
nünftigerweise in Betracht“ kom-
menden Lösungsvorschlägen der 
Beteiligten nicht verschließen.

	�M uss ein BEM auch durchgeführt 
werden, wenn keine betriebliche 
Interessenvertretung vorhanden 
ist? 

Dazu hat das BAG in seinem Urteil 
vom 30.9.2010 – 2 AZR 88/09 (br 2011, 
S. 156) – festgestellt, dass ein BEM 
auch dann durchzuführen ist, wenn 
im Betrieb keine betriebliche Interes-
senvertretung, zum Beispiel ein Be-
triebsrat oder eine Schwerbehinder-
tenvertretung, vorhanden ist. Soweit 
sie existiert, soll sie zwar mithelfen, 
eine gute Lösung zu finden, ihr Vor-
handensein ist aber keine Vorausset-
zung für das BEM. Die Frage, ob ein 
BEM mitbestimmungspflichtig ist, 
hat das BAG dagegen noch nicht ent-
schieden. Hier liegen noch gegen-
sätzliche Entscheidungen von Landes
arbeitsgerichten vor.			 

	� Wie müssen Schwerbehinderten-
vertretung und Betriebs- bzw. Per-
sonalrat informiert werden? 

In einem aktuellen Urteil vom 
7.2.2012 – 1 ABR 46/10 (br 2012, S. 83) 
hat das BAG entschieden, dass der 
Betriebsrat zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben einen Anspruch darauf 
hat, namentlich die Arbeitnehmer 
genannt zu bekommen, die für die 
Durchführung eines BEM in Betracht 
kommen. Der Betriebsrat hat daher 
quartalsweise ein Verzeichnis der 
Mitarbeiter, die im Zeitraum eines 
Jahres mehr als sechs Wochen ar-
beitsunfähig waren, zu bekommen. 
Der Datenschutz steht dem nicht 
entgegen, da es nicht um die Be-
kanntgabe sensibler Gesundheits-
daten geht, sondern um die reinen 
Krankheitszeiten. Der Schwerbehin-
dertenvertretung wird ein entspre-
chender Informationsanspruch eben-
falls zustehen, da sie in Paragraf 84 
Abs. 2 Satz 7 SGB IX gleichberechtigt 
neben dem Betriebsrat genannt ist.	
 
	� Ist ein fehlendes BEM eine Be

nachteiligung im Sinne des Allge-
meinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG)?

Am 28.4.2011 – 8 AZR 515/10 (br 2012,  
S. 62) – hat das BAG entschieden, dass 
das Unterlassen eines BEM durch den 
Arbeitgeber keine Vermutung für eine 
Benachteiligung wegen einer Behinde-
rung von Seiten des Arbeitgebers dar-
stellt. Damit kommen auch keine Scha-
densersatzansprüche nach dem Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz in 
Betracht, wenn der Arbeitgeber entge-
gen der gesetzlichen Verpflichtung 
kein BEM durchgeführt hat. ■

?

?

?

?

?
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Schwerpun  kt

Neben der Durchführung des beson-
deren Kündigungsschutzes ist die 
Begleitende Hilfe im Arbeitsleben für 
schwerbehinderte oder ihnen gleich-
gestellte Menschen die wichtigste 
Aufgabe der Integrationsämter nach 
dem Sozialgesetzbuch IX. Sie soll prä-
ventiv wirken und umfasst  zunächst 
die umfangreiche Beratungsarbeit 
durch die Integrationsämter und die 
von ihnen beauftragten Fachdienste. 

Das Sozialgesetzbuch IX sieht aber 
auch eine größere Zahl von finanzi-
ellen Leistungen vor, mit denen die 
Integrationsämter Arbeitgeber und 
schwerbehinderte Menschen unter-
stützen können, sowohl um Arbeits-
plätze zu sichern als auch um neue 
Arbeitsverhältnisse zu schaffen. Da-
für setzen die Integrationsämter die 
Mittel der Ausgleichsabgabe ein, 
welche diejenigen Arbeitgeber auf-

Finanzielle Leistungen    

Damit Sie sich nicht verrechnen!

bringen, die ihrer gesetzlichen Ver-
pflichtung zur Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen nicht oder 
nicht vollständig nachkommen. Im 
Grunde ein sinnvoller Belastungs-
ausgleich: Die Arbeitgeber, in deren 
Belegschaft keine oder zu wenige 
schwerbehinderte Mitarbeiter arbei-
ten, bringen die finanziellen Mittel 
auf, die andere Arbeitgeber benöti-
gen, wenn sie durch die Beschäfti-

ZB 3_2012

Die Leistungen der Integrationsämter aus der Ausgleichsabgabe an Arbeitgeber und 
schwerbehinderte Arbeitnehmer haben in den vergangenen Jahrzehnten eine immer 
größere Bedeutung erlangt. Höchste Zeit also, die wichtigsten Leistungen – neben vielen 
Förderbeispielen in der ZB – einmal im Überblick vorzustellen.

Das 1x
1  

der För
derung

 

  
TEIL      :� �Leistungen an 

Arbeitgeber 

Teil      :� �Leistungen an 
schwerbehinderte 
Menschen 

Teil      :� �Leistungen an 
schwerbehinderte 
Menschen 



Schwerpun  kt

gung schwerbehinderter Menschen 
besondere Aufwendungen oder Be-
lastungen haben. Letztlich führt das 
Gesetz damit zu einer gerechten Las
tenverteilung unter den Arbeitge-
bern. Der Leistungsbereich der Inte-
grationsämter ist also keinesfalls aus 
den allgemeinen öffentlichen Haus-
halten finanziert, sondern kommt von 
dort, wo das Geld wieder hin soll: den 
Arbeitgebern selbst.

Bekannter machen:	  
Finanzielle Leistungen

Seit vielen Jahren ist immer wieder 
zu lesen, die Arbeitgeber seien über 
die Unterstützungsmöglichkeiten zu 
wenig informiert und dies sei ein 
wesentlicher Grund dafür, dass sie zu 
wenig zur Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen am Erwerbsle-
ben beitragen. Die Zeitschrift ZB be-
ginnt daher mit dieser Ausgabe eine 
Serie, in der diese Leistungen näher 
vorgestellt werden. Im ersten Beitrag 
stehen die Leistungen an die Arbeit-
geber im Mittelpunkt. Sie machen 
den mit Abstand größten Anteil der 
Ausgaben der Integrationsämter aus. 
Neben den direkten finanziellen Leis-
tungen kommen den Arbeitgebern 
auch die Beratungsdienstleistungen 
zugute, zum Beispiel durch die Inte-
grationsfachdienste, die aus der Aus-
gleichsabgabe bezahlt werden.	  

In den kommenden Folgen der Serie 
werden dann die Leistungen an 
schwerbehinderte Menschen selbst 
vorgestellt. Für die Leser der ZB, 
Schwerbehindertenvertretungen und 
Personalverantwortliche in den Be-
trieben, ist es wichtig, die finanziellen 
Leistungen in ihren Grundzügen zu 
kennen, auch wenn dies die einge-
hende Beratung im Einzelfall selbst-
verständlich nicht ersetzen kann. 

Ausdrücklich festgehalten werden 
muss aber: Der größte Teil der schwer
behinderten Menschen, die im Er-
werbsleben stehen, erbringt seine 
Arbeitsleistung, ohne dass dafür  
finanzielle Leistungen erforderlich 
sind. Die Gleichung: „Schwerbehin-
derung ist gleich Subventionsbe-

darf“ stimmt also in den meisten 
Fällen nicht. Aber bei vielen gesund-
heitlich stärker beeinträchtigten 
Menschen sind dann doch spezielle 
Hilfen notwendig und genau dafür 
ist die Ausgleichsabgabe da.

Neue Leistungen stärker 	  
nachgefragt	

In den letzten Jahren sind die finanzi-
ellen Ausgaben der Integrations-
ämter gestiegen. Längst vorbei sind 
die Zeiten, in denen vielen Integrati-
onsämtern mehr Ausgleichsabgabe-
mittel zur Verfügung standen als 
tatsächlich gebraucht wurden. In 
zehntausenden Fällen gelingt es 
jährlich, bedrohte Arbeitsverhält-
nisse zu erhalten und schwerbehin-
derten Menschen eine gleichberech-
tigte Teilhabe am Erwerbsleben zu 
ermöglichen. Die „traditionellen“ 
Leistungsarten, wie die behinderungs
gerechte Ausstattung der Arbeits-
plätze, werden dabei unverändert 
stark in Anspruch genommen. Insbe-
sondere aber bei den neueren 
Leistungsarten, etwa dem Rechtsan-
spruch auf eine Arbeitsassistenz, ist 
geradezu ein „Nachfrage-Boom“ fest
zustellen. Ein typisches Beispiel neu-
er Anforderungen bilden auch die 
Kosten, die für Einsätze von Gebär-
dendolmetschern am Arbeitsplatz 
übernommen werden. Waren solche 
Leistungen vor zehn oder gar 20 Jah-
ren noch sehr selten, schon deshalb, 
weil es kaum ausgebildete Gebärden
dolmetscher gab, ist deren Einsatz 
heute Alltag und unverzichtbare Nor
malität.

Grundregel der Zuständigkeit

Die Leistungen der Integrations-
ämter zur Teilhabe am Arbeitsleben 
stehen neben den entsprechenden 
Leistungen der Rehabilitationsträger, 
zum Beispiel der Deutschen Renten-
versicherung, der Bundesagentur für 
Arbeit oder der Träger der gesetz-
lichen Unfallversicherung. In der Pra-
xis bereitet es immer wieder Schwie-
rigkeiten festzustellen, welcher ge-
setzliche Leistungsträger zuständig 
ist. Das hat der Gesetzgeber bis heu-
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te nicht klar genug geregelt. Viele 
Leistungen kommen im Leistungs
katalog mehrerer gesetzlicher Leis-
tungsträger vor. Die behinderungs-
gerechte Ausstattung eines Arbeits-
platzes kann zum Beispiel ebenso  
in die Zuständigkeit eines Rehabilita
tionsträgers fallen wie in die des Inte
grationsamtes.

Immerhin gibt es für die schwierige 
Frage der Klärung der Zuständigkeit 
inzwischen eine wesentliche Erleich-
terung:  Mit der Schaffung des Sozial-
gesetzbuches IX wurde dafür eine 
ganz wichtige Vorschrift geschaffen, 
der Paragraf 14. Er sieht als Grund
regel vor, dass ein gesetzlicher Leis-
tungsträger, wenn er sich selbst nicht 
für zuständig hält, einen Antrag in-
nerhalb von zwei Wochen nach Ein-
gang an einen anderen Rehabilitati-
onsträger weiterleiten muss. Dieser 
darf den Antrag keinesfalls zurückge-
ben oder wiederum an einen dritten 
Leistungsträger weiterleiten, son-
dern er muss selbst für eine Lösung 
sorgen. Der spätere Ausgleich muss 
zwischen den Behörden dann durch 
Erstattungen vorgenommen werden. 
Für die Integrationsämter gibt es da-
neben noch eine besondere Vorleis
tungsmöglichkeit in Eilfällen, in de-
nen der Arbeitsplatz akut bedroht ist. 
Damit wird den Antragstellern er-
spart, dass ihre Anträge zwischen 
den gesetzlichen Leistungsträgern 
langwierig „hin- und hergeschoben“ 
werden.

Im Ermessen 	  
oder Rechtsanspruch?

Die meisten finanziellen Leistungen 
der Integrationsämter sind soge-
nannte Ermessensleistungen. Auf sie 
besteht kein Rechtsanspruch und sie 
sind nur im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Mittel der Ausgleichs
abgabe möglich. Leistungen der Reha-
bilitationsträger dürfen durch das In-
tegrationsamt auch nicht aufgestockt 
werden. Das Gesetz geht davon aus, 
dass jeder gesetzliche Leistungsträger 
seine Leistungen so vollständig er-
bringt, dass keine Leistungen anderer 
Träger erforderlich werden. ■

ZB 3_2012
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 • 	� Prämien und Zuschüsse zu den Kos
ten der Berufsausbildung von be
hinderten Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen.

• 	� Zuschüsse zu den Gebühren der 
Berufsausbildung von besonders 
betroffenen schwerbehinderten Ju
gendlichen.

• 	 �Prämien zur Einführung eines Be-
trieblichen Eingliederungsmanage-
ments. Diese Leistung hat aber wie 
die beiden zuvor genannten Förde-
rungen in der Praxis eine eher ge-
ringe Bedeutung.	

ZB 3_2012

Leistungen an Arbeitgeber ...
Das Integrationsamt bietet Arbeitgebern finanzielle Anreize für 
die Beschäftigung schwerbehinderter Menschen. Wichtigste 
rechtliche Grundlage bildet die Schwerbehinderten-Ausgleichs
abgabeverordnung (SchwbAV).

Das 1x
1  

der För
derung TEIL      

	 Im nächsten Heft: Leistungen 
 	 an schwerbehinderte Menschen

Mehr Informationen
... über die finanziellen Leistungen  
der Integrationsämter finden Sie im 
Internet unter  
www.integrationsaemter.de

• 	 �Arbeitsmarktprogramme: Wichtige 
Leistungen an Arbeitgeber ermög
lichen auch die finanziellen Mittel, 
die von den Integrationsämtern für 
Arbeitsmarktprogramme der Län-
der bereitgestellt werden und mit 
deren Hilfe arbeitslose schwerbe-
hinderte Menschen erstmals den 
Weg ins Arbeitsleben oder wieder 
zurück in den Beruf finden. Aktuell 
haben viele Bundesländer neue Pro-
gramme aufgelegt, mit denen das 
Programm des Bundes, die „Initiati-
ve Inklusion“, durch Leistungen und 

Weitere Leistungen für Arbeitgeber

Einstellungsanreize für die Arbeit-
geber ergänzt wird. 

Wie? Die finanzielle Leistung erfolgt 
durch einen regelmäßigen Lohnkos
tenzuschuss, der auch auf Dauer er-
forderlich sein kann und dann auch 
für mehrere Jahre erbracht wird. Die 
Notwendigkeit und Höhe dieser Leis
tung stellt das Integrationsamt fest, 
oft unter Hinzuziehung seines Tech-
nischen Beratungsdienstes oder 
eines anderen Fachdienstes. 

Von wem? Abgrenzungsprobleme zu 
den Leistungen anderer gesetzlicher 
Leistungsträger stellen sich hier nicht, 
denn diese Leistung gibt es nur im 
Bereich der Integrationsämter.

Wo zu finden?  § 27 SchwbAV

Wie viel? Mit bundesweit 29.344  
Fällen und rund 97,5 Millionen Euro 
Ausgaben im Jahr 2011 ist dies mit 
Abstand die bedeutendste Leistungs-
art der Integrationsämter. 

Wozu? Dem Arbeitgeber kann in ei
nem solchen Fall die sogenannte 
Minderleistung abgegolten werde, 
aber auch der besondere Betreu-
ungsaufwand für den schwerbehin-
derten Mitarbeiter. 

Wann? Voraussetzung ist, dass alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft sind, 
dem Mitarbeiter durch eine richtige 
Auswahl des Arbeitsplatzes und des-
sen behinderungsgerechte Gestal-
tung annähernd eine betriebsübliche 
Leistung zu ermöglichen. 

... bei außergewöhnlichen Belastungen 

Anleitung durch Kollegen
> �Eine Firma für Ersatzteile beschäftigt 

einen geistig behinderten Mit
arbeiter in der Produktion, der im 
Vergleich zu seinen nichtbehinder-
ten Kollegen sehr verlangsamt  
arbeitet und einer besonderen An
leitung und Überwachung seiner 
Arbeitsergebnisse bedarf.

BEISPIEL
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getreten ist oder sich gravierend ver-
schlechtert hat und dadurch die Er-
werbsfähigkeit gefährdet ist. Geht es 
dagegen eher um eine Verbesserung 
der Beschäftigungsbedingungen, ist 
das Integrationsamt zuständig.

Was beachten? Geht es um fest ein-
gebaute Hilfen, zum Beispiel einen 
Personenaufzug oder behindertenge
rechte Sanitärräume, wird die Leis
tung in der Regel an den Arbeitgeber  
erbracht. Geht es dagegen um indivi-
duelle und mobile Hilfen, die stark an 
die Person gebunden sind, zum Bei-
spiel eine Braille-Zeile für einen blin-
den Mitarbeiter, kann die Leistung 
direkt an diesen gefördert werden. 
Vorteil der Leistung an den Arbeitge-
ber: Bei ihm verbindet das Integra
tionsamt die Leistung mit einer 
„Arbeitsplatzbindung“  für eine ge-
wisse Dauer. Das macht den Arbeits-
platz für längere Zeit sicherer.  

Wo zu finden?  § 26 SchwbAV

Wie viel? In 9.379 Fällen wurde im 
Jahr 2011 diese Leistung erbracht. Fast 
28,6 Millionen Euro haben die Inte-
grationsämter dafür aufgewendet.

Wozu? Die Möglichkeiten, einen Ar-
beitsplatz behinderungsgerecht aus-
zustatten, sind so vielfältig wie die 
Behinderungen selbst. Ein Mensch 
mit einer Sinnesbehinderung hat 
hier einen völlig anderen Bedarf als 
zum Beispiel ein Rollstuhlfahrer. 
Häufig wird der Technische Bera-
tungsdienst des Integrationsamtes 
einen Betriebsbesuch durchführen 
und geeignete Lösungsvorschläge 
machen. Die Beschaffung erfolgt 
dann durch den Arbeitgeber selbst, 
der dafür eine Leistung des Integrati-
onsamtes bis zur vollen Höhe der 
Kosten erhält. 

Von wem? Eine Leistung des Rehabi-
litationsträgers anstelle des Integra-
tionsamtes kommt dann in Betracht, 
wenn die Behinderung erst neu ein-

... für die behinderungsgerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes	

Wie viel? Für diese Leistungsart haben 
die Integrationsämter im Jahr 2011 in 
2.732 Fällen mehr als 24,1 Millionen Euro 
aufgewendet.	
 
Wozu? Als Anreiz insbesondere zur 
Neueinstellung von arbeitslosen 
schwerbehinderten Menschen. Aber 
auch im Fall, dass ein vorhandener  
Arbeitsplatz entfällt und dafür ein neu-
er geschaffen wird. Dabei geht es hier 
nicht um die behinderungsgerechte 
Ausstattung des Arbeitsplatzes, son-
dern um einen Anreiz zur Schaffung 
eines neuen, bisher nicht vorhandenen 
Arbeitsplatzes für einen schwerbehin-
derten Menschen. Mit einem Zuschuss 
zur normalen Arbeitsplatzausstattung, 
wie sie auch bei der Einstellung eines 
nichtbehinderten Mitarbeiters entste-
hen würde, wird die Entscheidung für 
einen schwerbehinderten Bewerber 
erleichtert. 

	   
An wen? Jeder Arbeitgeber, egal ob er 
beschäftigungspflichtig ist oder nicht 
und unabhängig von der Erfüllung ei-
ner Beschäftigungspflicht, kann die 
Leistung erhalten. Auch für viele Inte-
grationsfirmen und unternehmens
interne Integrationsabteilungen wird 
sie erbracht, also für Arbeitgeber, die 
sich die Beschäftigung schwerbehin-
derter Menschen ausdrücklich zum 
Ziel gemacht haben. Die Integrations-
firmen in Deutschland haben in den 
letzten zehn Jahren eine beachtliche 
Bedeutung erlangt.

Von wem? Bei dieser Leistung gibt es 
keine Probleme der Abgrenzung zu 
Leistungen anderer gesetzlicher Leis-
tungsträger. Alleine die Integrations-
ämter haben diese Fördermöglichkeit 
in ihrem Leistungskatalog. 

Wo zu finden?  § 15 SchwbAV

... zur Schaffung von Arbeitsplätzen

Ein Lift im Schulgebäude
> �Für eine schwerbehinderte Lehrerin, die 

wegen Multipler Sklerose im Rollstuhl 
sitzt, muss an ihrer Schule ein Personen
aufzug eingebaut werden, um ihr eine 
weitere Berufstätigkeit zu ermöglichen. 
Das Integrationsamt bezuschusst einen 
Teil der Aufwendungen. Nur einen Teil, 
weil der Lift nicht nur der behinderten 
Lehrerin sondern zum Beispiel auch be
hinderten Kindern oder Besuchern zu-
gute kommt.

BEISPIEL

BEISPIEL

Ein Gabelstapler für mehr Aufträge
> �Wegen der guten Auftragslage soll bei 

einer Gerüstbaufirma ein neuer Arbeits-
platz geschaffen werden und zusätz-
liches Personal eingestellt werden. Benö-
tigt wird dafür ein weiterer Gabelstapler 
zur Beförderung der Gerüstteile beim 
Be- und Entladen der LKW. Das Unterneh-
men entscheidet sich für einen arbeits
losen, schwerbehinderten Bewerber. Das 
Integrationsamt bezuschusst die Kosten 
des Gabelstaplers als Teil der normalen  
Arbeitsplatzausstattung.
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Ihr Rechtsanspruch auf eine „not-
wendige“ Arbeitsassistenz bedeutet 
für die Integrationsämter: Sie müs-
sen die erforderlichen Kosten über-
nehmen, soweit Mittel aus der Aus-
gleichsabgabe zur Verfügung ste-
hen. Die Bewilligung steht damit 
nicht im Ermessen des Integrations-
amtes. Gleichwohl hat es zu prüfen, 
ob die Leistung wirklich gerechtfer-
tigt ist und in welchem Umfang sie 
benötigt wird. Damit dies auf einer 
einheitlichen Grundlage geschieht, 
haben die Integrationsämter gemein
same Standards erarbeitet. Diese 
BIH-Förderempfehlungen sind jetzt 
überarbeitet worden.

Budget ermitteln
Eine der wichtigsten Änderungen 
besteht in der Abkehr von pauscha-
len Förderbeträgen. Bisher gab es 
monatliche Pauschalen, die je nach 
täglicher Einsatzdauer der Assistenz
kraft variierten. Brauchte zum Bei-
spiel ein Assistenznehmer im Beruf 
täglich zwei bis drei Stunden die Un-
terstützung einer Assistenzkraft, so 
zahlte das Integrationsamt dafür bis 
zu 825 Euro im Monat. Da die Ar
beitsassistenz als solche keine Er-
messensleistung ist, sollte auch die 
Förderhöhe nicht dem Ermessen des 

Integrationsamtes überlassen blei-
ben, befand das Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg in einem 
Urteil 2011. Dieser Entscheidung tra-
gen die Integrationsämter mit ihren 
neuen Empfehlungen Rechnung.

In Zukunft werden sie in jedem Ein-
zelfall den genauen Zeitbedarf an 
Arbeitsassistenz ermitteln und auf 
der Basis eines angemessenen Stun-
denlohns vergüten. Als Orientierungs
größe dient das Entgelt für einfache 
Tätigkeiten ohne Berufsausbildung 
nach dem Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst der Länder (TV-L). Eine 
Ausnahme bilden die Honorare für 
Gebärdensprachdolmetscher. Hier-
für sind größere Assistenzbudgets 
möglich. Die bisherige Förderober-
grenze von 1.100 Euro im Monat ent-
fällt für alle. Entscheidend ist jetzt 
der tatsächliche Bedarf, der gewöhn
lich eine tägliche Arbeitszeit von 
acht Stunden nicht überschreitet. 
Henry Spradau: „Diese Vorgehens-
weise wird dem einzelnen Leistungs
empfänger und seiner Situation ge-
rechter.“ 

Voraussetzungen klären
Nach wie vor müssen zuerst alle vor-
rangigen Maßnahmen und Leistun-

Im vergangenen Jahr haben bundes-
weit rund 2.400 schwerbehinder-
te Menschen vom Integrationsamt 
Leistungen zur Arbeitsassistenz er-
halten. Die Ausgaben beliefen sich 
auf fast 17,5 Millionen Euro. „Die 
Arbeitsassistenz – wie übrigens die  
Assistenz generell – ist in ihrer Be-
deutung enorm gewachsen. Sie trägt 
wesentlich dazu bei, Inklusion im 
Arbeitsleben zu verwirklichen und 
damit eine Forderung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention zu erfüllen“, 
sagt Henry Spradau, Mitglied im Vor-
stand der BIH.

Bedarf prüfen
Tatsächlich könnten ohne Arbeitsas-
sistenz viele schwerbehinderte Men
schen nicht berufstätig sein, die sich 
mit entsprechender Unterstützung 
aber durchaus auf dem ersten Ar-
beitsmarkt behaupten. Denn die Be-
troffenen – überwiegend blind oder 
in ihrer Bewegungsfähigkeit stark 
eingeschränkt – verfügen in der Re-
gel über eine gute Ausbildung. Durch 
die Unterstützung einer persönlichen 
Assistenzkraft, die zum Beispiel Texte 
vorliest, Unterlagen kopiert oder Ak-
tenordner reicht, können sie ihre be-
ruflichen Kernaufgaben wie verlangt 
selbst erfüllen.

Die Integrationsämter haben ihre Empfehlungen für die Förderung einer Arbeits
assistenz überarbeitet. Wichtigste Neuerung: Statt Leistungspauschale gibt es jetzt 
ein Budget nach individuellem Bedarf. 

BIH-Förderempfehlungen 

Wie viel Arbeitsassistenz wird gebraucht?

FORUM
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gen „zur Verringerung oder Vermei-
dung eines Assistenzbedarfs“ – zum 
Beispiel technische Hilfen oder die 
vom Arbeitgeber organisierte perso-
nelle Unterstützung am Arbeits-
platz – ausgeschöpft sein. 

Außerdem soll die finanzielle Leis
tung des Integrationsamtes in einem 
angemessenen Verhältnis zum Ein-
kommen des Assistenznehmers ste-
hen. Eine Ausnahme stellt die Grün-
dungsphase einer beruflichen Selbst
ständigkeit dar. Bei abhängig Be
schäftigten wird der Prüfung das 
sogenannte „Arbeitgeber-Brutto“ (Ar
beitsentgelt plus Pauschale des Ar-
beitgebers am Sozialversicherungs
beitrag) zugrunde gelegt. Die Erklä-
rung des Arbeitgebers, mit der er ei-
ner betriebsfremden Arbeitsassistenz 
zustimmt, wird nicht mehr in schrift-
licher Form verlangt.

Zuständigkeit abgrenzen
Die aktuellen Empfehlungen der BIH 
zur Förderung einer Arbeitsassistenz 
dienen auch dazu, wichtige Begriffe 
zu klären und Zuständigkeiten ab-
zugrenzen. Nicht zur „Arbeitsassis
tenz“ gehören demnach Assistenz-
tätigkeiten bei Unterstützter Be-
schäftigung, auf dem Weg von und 
zur Arbeit sowie in der Berufsausbil-
dung. Kostenträger einer sogenann-
ten „Ausbildungsassistenz“ ist in der 
Regel die Bundesagentur für Arbeit. 
Grundsätzlich gilt: Bei einem bereits 
bestehenden Arbeitsverhältnis ist 
ausschließlich das Integrationsamt 
zuständig. Bei Aufnahme einer neu-
en Beschäftigung übernimmt der 
jeweils zuständige Rehabilitations-
träger, etwa die Rentenversicherung 
oder die Bundesagentur für Arbeit, 
die Kosten für eine Arbeitsassistenz 
– jedoch maximal drei Jahre lang. 
Ausgeführt wird die Leistung aber 
immer durch das Integrationsamt. ■

Mehr Informationen
… zu Arbeitsassistenz und zu den  
BIH-Förderempfehlungen finden 
Sie im Internet unter  
www.integrationsaemter.de

Tim Rieger-Rüdiger (vorne) und sein 
Arbeitsassistent.

ZB 3_2012

Jeder Fall ist anders. Deshalb kann 
auch eine Förderung nicht nach Sche-
ma F erfolgen, weiß Michael Krieter, 
Mitarbeiter beim LWL-Integrations-
amt Westfalen-Lippe in Münster. Sein 
Job ist es, Förderanträge zu bearbei-
ten, Ansprüche zu prüfen und die ge-
samte Abwicklung zu begleiten. Bei-
spielsweise bei einer Arbeitsassistenz. 
Michael Krieter: „Das ist aber nicht al-
les. Wir unterstützen die Betroffenen 
auch bei der Beschaffung der Hilfe.“  

Manchmal muss es schnell gehen. So 
wie bei Tim Rieger-Rüdiger: Als der 
junge Mann sich 2009 an das Inte-
grationsamt wandte, winkte ihm ein 
Ausbildungsplatz. Dem vorausgegan
gen war ein mehrwöchiges Prakti-
kum bei der Firma Druck H. Busch-
hausen GmbH in Herten. Dort be-
wies Tim Rieger-Rüdiger, dass er trotz 
einer schweren Körperbehinderung 
das Zeug hatte für eine Ausbildung 
zum Mediengestalter. Bei allen Tätig-
keiten am Arbeitsplatz, die über die 
Bedienung der PC-Tastatur hinausge-
hen, war der heute 21-Jährige jedoch 
abhängig von der Hilfe einer Assis
tenzkraft. Denn Tim Rieger-Rüdiger 
leidet an Muskeldystrophie, einem 
krankhaften Muskelschwund, der sei
ne Beweglichkeit stark einschränkt. 
Deshalb ist er auch auf einen Elektro-
Rollstuhl angewiesen.

Gleich nach einer Anfrage an die Ar-
beitsagentur, dem zuständigen Kos
tenträger für eine Arbeitsassistenz 
während der Berufsausbildung, mach
te der LWL-Mitarbeiter von der Mög-
lichkeit des Integrationsamtes Ge
brauch, in Vorleistung zu treten und 
bewilligte für den ersten Ausbildungs
monat ein Budget. „Wir konnten nicht 
auf die Arbeitsagentur warten. Der 
Ausbildungsbeginn stand doch un-
mittelbar bevor“, begründet Michael 
Krieter seine Entscheidung.  
 
Vier Wochen lang dokumentierte 
Tim Rieger-Rüdiger jede Stunde, die 
er von seiner Assistenzkraft im Be-
trieb unterstützt wurde. Auf dieser 
Grundlage und einer Beurteilung des 
Integrationsfachdienstes Reckling
hausen ermittelte Michael Krieter ein 
monatliches Budget für die dreijäh-
rige Ausbildungsdauer. Auch nach
dem die Arbeitsagentur grünes Licht 
für eine Finanzierung gegeben hatte, 
kümmerte sich das Integrationsamt 
weiter um die Abwicklung der Förde-
rung. Es blieb Ansprechpartner und 
bezahlte die Rechnungen der Arbei-
terwohlfahrt für die Bereitstellung 
einer Assistenzkraft. Von all diesen 
Aufgaben entlastet kann sich Tim 
Rieger-Rüdiger ganz auf seine Ausbil-
dung konzentrieren, die er Ende des 
Jahres abschließen wird. ■	

Hilfe möglich machen
Mit einer Arbeitsassistenz meistert der stark körperbehinderte 
Tim Rieger-Rüdiger seine Ausbildung in einer Druckerei.	  

Mehr Informationen
… zu Arbeitsassistenz und zu den  
BIH-Förderempfehlungen finden 
Sie im Internet unter  
www.integrationsaemter.de


